Wien, Donnerstag den 24. October 1878. 


Oeſterreichiſehe 


Zeitſchrift a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Jaeger. 


XI. Jahrgang. Nr. 43. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen find nur an die Adminiftration zu richten.) 
i i is: Fü i i d in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſen dung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl. 
Prünumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung lerte übrig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
Du olle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben. und beträgt 
das e an dieſem Supplement 6 fl. = 12 Mark. Bei gefälligen Beitellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten 


erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. 


N i = 1 J f i, kö j 9 Erſcheinen der jeweiligen 
ili net. — bühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, find vertofrei, können jedoch nur 14 Tage nach 
Inſerate werden Bifligft berechnet. — Berlagengebüh berig Nummer Berückſichtigung finden. 


— x . nun nu — 


Inhalt. 


Betrachtungen über die Reform des Rechnungs- und Control⸗ 
dienſtes. Von C. O. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Die Repartition der Gemeindeumlagen iſt von der Gemeinde vorzunehmen und 
fällt nicht in den Geſchäftskreis der l. f. Steuerämter. 1 

rhältniß zwifchen dem Waſſerrechtsgeſetz und dem Beſitzſtörungsverfahren. 

N 88 Waſſerge) Si 8 17 5 Geſ. v. 16. Mai 1874, Nr. 69 
R. G. Bl. (Inappellabilität der Beiurtheile) iſt die Anfechtung eines Bei⸗ 
urtheiles wegen Nichtigkeit nicht ausgeſchloffen. (8 48 J. N.) 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 


Erledigungen. 


Betrachtungen über die Reform des Rechnungs- 
und Controldienſtes. 
Von C. O. 


Die Grundlage einer geregelten Verwaltung über das geſammte 
Staatsvermögen kann nur in einer ſyſtematiſchen Ausbildung und 
Geſtaltung des Rechnungs⸗ und Controldienſtes gefunden werden, und 
es bildet daher das Rechnungs⸗ und Controlweſen einen bedeutſamen 
Factor im Verwaltungs⸗Organismus des Staates. In dieſer Beziehung 
dürfte es daher geſtattet ſein, Betrachtungen über die im Zuge befind⸗ 
liche Reform in der bezeichneten Dienſtesſphäre in einem Blatte anzu⸗ 
ſtellen, das vorwiegend der wiſſenſchaftlichen Pflege der Verwaltungs⸗ 
wiſſenſchaften gewidmet iſt. 

Des allgemeinen Verſtändniſſes wegen ſei bemerkt, daß der 
Rechnungsdienſt gleichmäßig den Dienſt bei den Caſſen, ſo 
wie jenen bei den Rechnungs ämtern betrifft und in innigſter 
Verbindung ſteht mit dem Controldienſte, welcher von den beſagten 
Rechnungsämtern (Rechnungsdepartements) gegenüber den Caſſen und 
in präventiver Richtung gegenüber den Verwaltungsbehörden, darüber 
hinaus aber eben auch gegen letztere gerichtet, aber nur mehr als 
Detectivcontrofe von der Rechnungscentralſtelle im Staate (dem 
Rechnungshof) ausgeübt wird. 

Was nun den Rechnungsdienſt bei den Caſſen betrifft, 
da dürfte ich in Verwaltungskreiſen einer jede Erörterung ablehnenden 
Haltung und Meinung begegnen, hier handle es ſich nur um eine 
formale Sache, ſei die Form einmal gefunden und die Regeln hiefür 
feſtgeſtellt, dann gebe es eben nur eine praktiſche Ausübung, die außer 
dem Bereiche wiſſenſchaftlicher Forſchung ſtehe. 

Nun ſelbſt zugegeben, daß die Einrichtungen bezüglich der Ver⸗ 
rechnung der Caſſenämter und des hiemit in Verbindung ſtehenden 
Caſſenſyſtems und des Caſſenverbandes für die ausübenden Aemter 


| Hetoft blos eine praktiſche Bedeutung haben, fo gilt dies eben nur für 
dieſe und nicht für die Rechnungsämter. Für letztere haben dieſe 
formalen Regeln dieſelbe Bedeutung wie etwa eine adminiſtrative 
Normalvorſchrift für den Verwaltungsbeamten. So wie letzterer hat 
der Rechnungsbeamte dieſe Regeln im Geiſte der Einrichtungen überhaupt 
zu handhaben, Ausſchreitungen hintanzuhalten, und wohl nur er trägt 
ſchwer die Folgen, wenn dieſe formalen Regeln unzweckmäßig find, da 
ſie ſodann denſelben in der wirkſamen Ausübung des obliegenden 
Rechnungs⸗ und Controldienſtes behindern. 


Mir iſt da eben ein Fall erinnerlich, wo eine Adminiſtrativ⸗ 
behörde ſelbſtändig Einrichtungen bezüglich eines Verwaltungszweiges 
bei den ausübenden Aemtern ſchuſ und dann das Verlangen nach der 
Controle dieſer Gebarungen an die Rechnungsorgane ſtellte. Dieſe Ein⸗ 
richtungen waren aber nicht ſo beſchaffen, um überhaupt eine wirkſame 
Controle möglich zu machen und mußten daher nach ſyſtematiſchen 
Grundſätzen nachhinein allerdings mit einem ſchwer zu erſetzenden Zeit⸗ 
verluſte umgeändert werden. 

Der Rechnungsdienſt bei den Rechnungsämtern (Rech⸗ 
nungsdepartements) iſt ein zweifacher, der eigene Berufsdienſt, nämlich 
die Verbuchung der ſämmtlichen Vermögensgebarungen und alles dazu 
gehörige, dann der adminiſtrative Rechnungshilfsdienſt oder im allge⸗ 
meinen die rechnungsmäßige Feſtſtellung der Einnahms⸗ und Ausgabs⸗ 
gebühren. 

Sehr zweckmäßig und man kann ſagen unzertrennlich verbunden 
mit dem Rechnungsdienſte bei den Rechuungsämtern ift der Controldienſt, 
die Verbuchung nämlich unterſtützt weſentlich die den Rechnungsämtern 
obliegende Ueberwachungs-Controle gegen die Cafſen, die 
ſchnelle und ſichere Entdeckung der durch die ausübenden Organe ver⸗ 
übten Beſchädigungen des Staatsvermögens und die Einrichtungen des 
Rechnungsdienſtes bei den Rechnungsänttern machen es denſelben möglich, 
die Präventivcontrole gegen die Adminiſtrativbehörden auszuüben, 
eine factiſche Controle von vorneherein (ab ante) alſo das Ideal jeder 
Controle, die Verhütung von ſyſtemwidrigen Vermögens⸗Gebarungen 
und die Einhaltung der Auſwandsgrenzen, fo weit dieſelben mit Rück⸗ 
ſicht auf das Staatseinkommen verfaſſungsmäßig feſtgeſtellt werden. 

Die Wirkſamkeit des Oberſten Controlorgans im Staate — bei 
uns des Oberſten Rechnungshofes — wird unter allen Umſtänden die 
Ueberwachung des Rechnungsweſens in merito und die Ausübung der 
Detectivcontrole gegenüber den Verwaltungsbehörden zum Gegen⸗ 
ſtande haben, daher die Beurtheilung der Gebarung mit dem Staats⸗ 
vermögen überhaupt. 


Die in der oberſten Stuſe durch die Vertretungskörper (Reichsrath) 
geübte Staatsrechnungscontrole liegt außerhalb der Grenzen dieſer 
Betrachtungen, und es wäre eben nur zur richtigen Beurtheilung des 
Standpunktes der behördlichen Controle feſtzuhalten, daß die Repräſen⸗ 
tative ſchon durch die Aufſtellung des Budgets ein wirkſames Control⸗ 
mittel bietet. 


Hiemit hätten wir eine ganz allgemeine Skizze der Grundzüge 
des Rechnungs⸗ und Eontroldienftes gegeben, deſſen gegenwärtige Ein⸗ 
richtungen in der diesſeitigen Reichshälfte ſich auf die Durchführung 
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Nun wird verſichert, der Ausſchuß habe unter Zuziehung von 
Sachverſtändigen die beſtehenden Einrichtungen eindringlich geprüft, ins⸗ 
beſondere — unterſtützt durch die Verhandlungen des Budgetausſchuſſes 


der kaiſerl. Verordnung vom 21. November 1866 (R. G. B. Nr. 140) über den Central⸗Rechnungsabſchluß — die Beziehungen des Oberſten 
ſtützen. Mit dieſer Verordnung ($ 6) war der Oberſte Rechnungshof Rechnungshofes zum Gegenſtande eindringlicher Studien gemacht. 


mit weitgehenden Rechten und Pflichten beſtellt, die vorberührten 
Rechnungsämter mit den bezeichneten Functionen als Rechnungsdeparte⸗ 
ments in's Leben gerufen, und jeder mit einem Anweiſungsrechte aus⸗ 
geſtatteten Adminiſtrativbehörde als integrirende Beſtandtheile derſelben 
beigegeben und auch der Caſſenrechnungsdienſt in der einfachſten und 
zweckdienlichſten Art geregelt. Die dieſer Verordnung nachgefolgten 
Inſtructionen für jeden einzelnen Dienſtzweig ſind bündig und klar und 
können im Zuſammenhange als eine Rieſenarbeit bezeichnet werden. 

Ueber die Vortheile dieſer neuen Einrichtungen in Oeſterreich 
ein Wort zu verlieren, wäre überflüſſig, es wird wohl Niemanden 
geben, der hiedurch in ſachmäßiger Hinſicht nicht im höchſten Grade 
befriedigt worden wäre. Um fo mehr wird aber ſür dieſe in einer 
nahezu 12jährigen Praxis erprobten. Einrichtungen jeder Fachmann 
ſchwärmen, der den früheren Beſtand mit allen ſeinen Unzulänglichkeiten 
und Beſchwerden etwa in den ſeit der Mitte der Vierziger Jahre 
vorgekommenen Wandlungen ſo recht praktiſch kennen gelernt hat. 

Eine treffliche Schilderung der Vortheile dieſer heimiſchen Ein⸗ 
richtungen finden wir in dem Werke des k. k. Statthaltereirathes 
J. C. Lichtnegel: „Geſchichte der Entwicklung des öſterr. Rechnungs⸗ 
und Controlweſens“ Graz 1872. Mit kurzen aber kernigen Andeutungen 
finden wir daſelbſt (S. 368 und 369) den großen Fortſchritt gekenn⸗ 
zeichnet, den wir auf dieſem Gebiete gegenüber dem im Rufe einer 
vorzüglichen Adminiſtration ſtehenden deutſchen Nack barſtaate errungen, 
welcher noch bei den aus dem vorigen Jahrhundert herrührenden 
Rechnungs⸗Einrichtungen haften geblieben. 

Es nimmt daher auch nicht wunder, wenn — wie uns der 
Verfaſſer dieſes Geſchichtswerkes, das mit vollem Rechte eine nicht nur 
auf fachmänniſche Kreiſe beſchränkte Beachtung beanſpruchen kann ver⸗ 
ſichert — das öſterreichiſche Syſtem den Gegenſtand eindringlicher 
Studien eines benachbarten großen Staates gebildet hat, dem die Ein⸗ 
fachheit, Kürze und Zweckmäßigkeit desſelben mit Grund auffallen mußte. 

Es iſt ſo wohlthuend für das patriotiſche Bewußtſein, von dieſen 
Vorzügen unſerer Einrichtungen überzeugt zu ſein — leider iſt aber 
die Zahl ſolcher Patrioten etwas beſchränkt, ganz im Gegenſatze zum 
Nachbarlande, wo man Alles gut und beſſer als anderwärts findet, 
vielleicht auch ohne davon überzeugt zu ſein. Und der Erfolg iſt dort 
bei allem Feſthalten an dem Beſtehenden dennoch ein guter, da man 
alte Formen mit Geiſt und Gewiſſenhaftigkeit handhabt, ſie zum Gemein⸗ 
gute werden läßt, und ſich ſo nicht den unausweichlichen ungünſtigen 
Folgen des wiederholten Experimentireus ausſetzt. 

Unſere Einrichtungen des Rechnungs⸗ und Controlsdienſtes haben 
10 Jahre nicht lange überdauert und ſchon ſagt man uns, es ſei das 
unabweisliche Bedürfniß vorhanden, eine durchgreifende Reform 
des ganzen Rechnungs⸗ und Controlsweſens herbeizuführen. 

Dem Abgeordnetenhauſe des Reichsrathes liegt bereits ein vom 
6. Juni 1878 datirter Ausſchußbericht über die Regelung dieſer Dienſt⸗ 
zweige in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern 
nebſt einer Geſetzvorlage vor. Es iſt geſtattet, Geſetzvorlagen zu discu⸗ 
tiren und zum mindeſten Geſichtspunkte zu eröffnen, denen nicht gebüh⸗ 
rend Rechnung getragen erſcheint. 

Für den Forſcher ſind die eine Geſetzvorlage begleitenden Motiven⸗ 
berichte von der höchſten Wichtigkeit, da erwartet er die fachmäßige Aus⸗ 
einanderſetzung der Unhaltbarkeit oder wenigſtens Unzweckmäßigkeit des 
Beſtehenden, er erwartet, der Entwicklung und Begründung des neuen 
Syſtems zu begegnen. 

Unſer Motiven⸗ (Ausſchuß) Bericht betont die Nothwendigkeit, 
den Rechnungs⸗ und Controldienſt zu regeln und eine wirkſamere Controle 
zu ſchaffen durch die Hinweiſung auf die Budgetberathung pro 1862, 
durch die im Jahre 1867 geänderten ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe und 
verbindet in der 3. Alinea die Nothwendigkeit der beſagten Regelung 
mit jener der verfaſſungsmäßigen Beſtellung des oberſten Rechnungs⸗ 
hofes unter Hinweis auf die Budgetberathung im Jahre 1877, als 
deren Ausfluß der Sitzungsbeſchluß vom 4. Juli 1877 angeführt wird, 
woraus zugleich das Mandat des Ausſchuſſes zur Vorlage des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzentwurfes hervorgegangen. 


Das Ergebniß dieſer Prüfung ſcheint ein ſehr günſtiges geweſen 
zu ſein, wie dies ja nach dem von uns Vorausgeſchickten wohl nicht 
anders ſein konnte. Es wird alſo eben nur die Zweckmäßigkeit der 
beſtehenden Einrichtungen im Allgemeinen conſtatirt und ſo ziemlich 
Alles beim Alten belaſſen. 

Nur die Controle wird ganz beſonders hervorgehoben, man 
ſagt, ſie müſſe wirkſam und nachhaltig geübt werden, ſie dürfe zwar 
die freie Bewegung der Verwaltung nicht ſtören, doch müſſe ſie der 
minder regelrechten Gebarung zu rechter Zeit den Hinweis auf die 
beſtehenden Geſetze und Vorſchriften entgegenſetzen (alſo jedenfalls ein 
präventiver Standpunkt), die Nichtbeachtung derſelben zur Abhilfe betref⸗ 
fenden Orts zur Kenntniß bringen, überdies müſſe der Orerſte Rechnungs- 
hof der parlamentariſchen Controle das entſprechende Subſtrat lieſern 
und dem Reichsrathe ſeine Beſchlüſſe über die Entlaſtung vorbereiten. 

Der letztere den Oberſten Rechnungshof betreffende Paſſus ent⸗ 
hält zwei weſentlich verſchiedene Momente; die Entlaſtung ſoll ja ſchon 
durch die möglichſt wirkſam geübte Präventiv⸗Controle angebahnt werden, 
aber ſelbſt eine entlaſtete Verwaltung kann unter Umſtänden das Sub⸗ 
ſtrat für freie Anträge des Oberſten Rechnungshofes über die zur Beför⸗ 
derung des Staatszweckes allenfalls nothwendigen Abänderungen in der Ver⸗ 
waltung liefern, wie dies ſchon in der kaiſ. Verordnung vom 21. No⸗ 
vember 1866 — Geſchäftsordnung des Oberſten Rechnungshofes $ 14 — 
angedeutet erſcheint. 

Daß die Controle bisher dieſem Standpunkte nicht entſprach, wird 
nicht nachgewieſen, ſondern, wie bereits geſagt, nur auf gelegentliche 
Verhandlungen im Budgetausſchuſſe und im Plenum des Hauſes hin⸗ 
gedeutet. 

Nehmen wir nun Einblick in die Ausſchußberichte, ſo begegnen 
wir Vorſchlägen, man kann nicht ſagen zur Beſeitigung von Mißſtänden, 
Unzukömmlichkeiten oder Lücken, ſondern eigentlich zur Erweiterung der 
Controle. 

Erſte Bedingung des angeſtrebten Zweckes, heißt es daſelbſt, ſei 
volle Unabhängigkeit des Oberſten Rechnungshofes und in weiterer Con⸗ 
ſequenz die Unabhängigkeit der übrigen untergeordneten Rechnungs⸗ und 
Controlsorgane. Dieſe hätten aufzuhören, integrirende Beſtandtheile der 
betreffenden Verwaltungsbehörden zu ſein und müßten in Perſonal⸗ 
angelegenheiten dem Oberſten Rechnungshofe untergeordnet werden. 

In der Begründung ſtoſſen wir auf einen Irrthum, es heißt da, 
bei dem Verhältniſſe der Abhängigkeit der Rechnungsdepartements 
von den Verwaltungsbehörden könne von einer unabhängigen 
Controle über die Gebarung mit dem Staatsvermögen keine Rede ſein 
und es ſei eine derartige Controle den Rechnungsdepartements gegen⸗ 
wärtig gar nicht zugewieſen! 

Ein tieferes fachmäßiges Eingehen in den Controlsberuf und 
deſſen Ziele finden wir in der Vorlage nicht. Es heißt da, bloß die 
Erfahrung der letzten ſechs Jahre bei der Behandlung des Budgets und 
der Central⸗Rechnungsabſchlüſſe im h. Haufe habe gezeigt, daß Ord- 
nung in den Staatshaushalt gebracht und dazu die Controle 
tiefer gelegt werden müſſe. 

Die weiteren Ausführungen des Motivenberichtes betreffen entweder 
Details — wie das Disciplinarverfahren, Vormerkungen über unvorher⸗ 
geſehene Ausgaben und Creditsüberſchreitungen, die Conto corrente- 
Verrechnung, die Möglichkeit von Vorſchlägen über Aenderungen der 
Staatsvoranſchläge, die Controle der Credite zu beſtimmten Zwecken 
u. ſ. w. — oder fie betreffen die wiederholte Betonung der Nothwendigkeit 
der beantragten Stellung des Oberſten Rechnungshofes zum Reichsrathe. 
Wir wollen nur zwei eingeſtreute Sätze hervorheben, ſie lauten „die bisherige 
mehr ziffernmäßige Controle müſſe zu einer fruchtbringenden gemacht“ 
— dann „der Abſchluß der Gebarung möge ſich mit Ablauf des Jahres 
vollziehen und der Central⸗Rechnungsabſchluß zu einem frühern als dem 
gegenwärtigen Termin erfolgen“. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Nepartition der Gemeindeumlagen iſt von der Gemeinde vor⸗ 
zunehmen und fällt nicht in den Geſchäftskreis der I. f. Steuer⸗ 
ämter.) 

Ueber Einſchreiten der Gemeinde U. um Einhebung der ihr pro 
1878 bewilligten 42perc. Umlage auf ſämmtliche directe Steuern ſeitens 
des Steueramtes W. verlangte letzteres, um dieſe Umlage einheben zu 
können, die Vorlage der individuellen vollſtändig abgeſchloſſenen Repar⸗ 
tition, in welcher auch die Geſammtſumme dieſer Umlage richtig aus⸗ 
gewieſen erſcheint. 

Mit Erlaß der Bezirkshauptmannſchaft K. vom 10, Februar 1878 
erhielt die Gemeinde U. die Weiſung, dieſe Umlage bei dem Umſtande, 
als zur Berechnung derſelben bei dem Steueramte keine disponiblen 
Kräfte vorhanden ſind, durch eigene Kräfte berechnen zu laſſen, wornach 
gegen die Einhebung durch das Steueramt kein Anſtand obwaltet. 

Gegen dieſen Auftrag recurrirte unter dem 7. März 1878 die 
Gemeinde, weil ihr zur Verfaſſung dieſer Repartition ſowohl die 
Daten als auch die ausreichend gebildeten Arbeitskräfte fehlen und 
weil nach den A. h. Organiſationsbeſtimmungen vom 14. September 
1852 das Steueramt die individuelle Vorſchreibung der Steuern und 
Zuſchläge, ſowie deren Einhebung zu beſorgen hat. Sie bat, die Berechnung 
der individuellen Repartition der Gemeindeumlagen pro 1878 dem 
Sleueramte aufzutragen. 

Das Steueramt W. äußerte fich, daß es bisher Gemeindeumlagen 
nur über Anſuchen der betreffenden Gemeinde und gegen Vorlage einer 
individuellen Umlagsrepartition einhob, und daß ſich auch die Gemeinde 
U. dieſem Modus in den Jahren 1876 und 1877 fügte. Das Steueramt 
habe nicht die Arbeitskräfte für ſolche Repartitionen und würden auch 
die anderen Gemeinden es ſich in gleicher Weiſe bequem machen; der 
Steuerbezirk zähle 12.000 Contribuenten; § 84 der Gemeindeordnung 
ſpreche nur von Einhebung In früheren Jahren haben die Gemeinde⸗ 
vorſteher ſogar die l. f. Steuern für die Steuerämter eingehoben. Die 
individuelle Vorſchreibung und die Repartition der Gemeindeumlagen 
gleichzeitig mit den directen Steuern ſei gar nicht möglich und könnten 
dieſe nur ſeparirt berechnet werden. Die zur Repartition erforderlichen 
Daten könne die Gemeinde immer vom Steueramte haben, wie ſie 
dieſelbe bisher erhielt. Sie müſſe ja auch die Wählerliſte ſelbſtändig 
verſaſſen. Uebrigens ſtehe an der Spitze der Gemeinde U. ein intelli⸗ 
genter Bürgermeiſter, der die Repartition recht gut verfaſſen könne. 

Derſelben Anſicht war die Bezirkshauptmannſchaft K. und auch 
die Finanz⸗Landesdirection in W. iſt derſelben beigetreten, weil der 
§ 84 der Gem.⸗Ord. dem Steueramte wohl die Einhebung, daher 
auch die Vorſchreibung als eine Verpflichtung auferlegt, nicht aber auch 
die Berechnung, wofür die Grundlagen der Gemeinden nach wie vor 
bei den Steuerämtern zur Einſicht und Verfügung ſtehen. Eine außer den 
beſtehenden Normen gelegene Arbeit aber den Steuerämtern aufzulegen, 
könne nur mit Zuſtimmung des Finanzminiſteriums geſchehen. 

Die Statthalterei hat mit Erlaß vom 25. Mai 1878 dem Recurſe, 
beziehungsweiſe dem Begehren der Gemeinde U. ke ine Folge gegeben. 
Dieſe Abweiſung wird begründet durch die rein ſprachliche Auslegung 
des § 84 der Gem.⸗Ord. und durch die Hinweiſung auf die 88 74,75 
u. 76 der Gem.⸗Ord., aus denen hervorgeht, daß die Auftheilung der 
Umlage als eine Vorarbeit für die Umlagen⸗Durchführung anzuſehen, 
und daher Sache der Gemeinde iſt. Eine Verpflichtung der Steuerämter 
iſt daher weder aus der Gemeindeordnung noch aus ſonſtigen Beſtim⸗ 
mungen zu entnehmen. Die Gemeinde kann ſich die für die Repartition 
erforderlichen Daten leicht verſchaffen, wie fie überhaupt dieſe Daten 
braucht wegen der Auftheilung nach 88 75 u. 76 der Gem.⸗Ord. Dem 
Steueramte ſteht auch hinſichtlich der l. f. Steuern nur die Vorſchreibung, 
Einhebung, Verrechnung und Abfuhr zu, die Bemeſſung ſelbſt iſt eine 
Geſtion der politiſchen (Steuer⸗) Behörde. 

Gegen dieſe Statthalterei⸗Entſcheidung brachte die Gemeinde den 
Miniſterialrecurs ein und hob hervor: „Das Wort einbringen“ 
involvire auch die Vorſchreibung (Nepartion), Auch das Geſetz vom 
8. Jänner 1873, Nr. 5 des L. G. Bl., ſage in 8 1 Alinea 4, daß 


) Vergl. d. Mitth. 


in Nr. 38 auf S. 151 des Jahrgangs 1875 dieſer 
Zeitſchrift. a a 
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Bezirksſtraßen⸗Umlagen von den Steuerämtern einzuheben ſind. Die 
Steuerämter heben dieſe Umlagen nicht nur ein, ſondern ſchreiben 
fie auch vor. Warum ſolle nun rückſichtlich der Gemeindeumlagen 
eine Ausnahme beſtehen ungeachtet einer gleichlautenden Geſetzesbeſtim⸗ 
mung. Die Gemeinde ſei mit ſo viel Agenden betraut, daß ſie es ſich 
nicht gefallen laſſen könne, nur Laſten aufgebürdet zu erhalten. Auch 
nach den Organiſationsbeſtimmungen vom 14. September 1852 ſeien 
die Steuerämter zur Vorſchreibung und Einbringung der Steuern und 
Zuſchläge verpflichtet. Die Vorſchreibung der Gemeindeumlagen ſei nicht 
ſo leicht und erfordert für die Gemeinde einen Aufwand von großen 
materiellen Opfern, zumal ſich die Daten von Tag zu Tag ändern. 
Das k. k. Miniſterium des Innern hat ddo. 17. Auguſt 1878, 
3. 10267, nach gepflogenem Einvernehmen mit dem k. k. Finanz⸗ 
miniſterium dem Recurſe der Gemeinde U. keine Folge gegeben, nachdem 
die angefochtene Entſcheidung ſowohl in dem Wortlaute des § 84 der 
niederöſterreichiſchen Gem.⸗Ord. als auch in den diesbezüglichen die 
Geſtion der k. k. Steuerämter betreffenden Vorſchriften begründet erſcheint. 
M. 


Verhältniß zwiſchen dem Waſſerrechtsgeſetz und dem Beſitzſtörungs⸗ 

verfahren. (§§ 3, 88 Waſſergeſ.) Durch $ 17 des Gef. v. 16. Mai 

1874, Nr. 69 R. G. Bl. (Inappellabilität der Beiurtheile) iſt 

die Anfechtung eines Beiurtheiles wegen Nichtigkeit nicht aus- 
geſchloſſen. ($ us J. N.) 


Obererlacher überreichte gegen Wangger die Actio negatoria: 
Wangger ſei nicht berechtigt, das Waſſer aus dem ſich längs des Gutes 
des Obererlacher hinziehenden Waſſerkanale über Obererlacher's Grund 
auf den ſeinigen zu leiten. Wangger erhob bei einer erſtreckten Tagſatzung 
die Einwendung der Incompetenz, da nach dem Waſſergeſetze ſür Tirol 
vom 28. Auguſt 1870 mit Rückſicht auf das Reichsgeſetz vom 30. Mai 
1869, Nr. 93 R. G. Bl., alle Angelegenheiten, welche ſich auf die 
Benützung und Leitung der Gewäfſſer beziehen, in den Wirkungskreis 
der politiſchen Behörde gehören. 

Die erſte Inſtanz hat einen Zeugenbeweis zugelaſſen. Grün de: 
Die Einwendung der Incompetenz wird durch die Erwägung beſeitigt, 
daß abgeſehen von ihrer verſpäteten Erhebung (§ 2 des Hoſdecretes vom 
7. November 1820) der Rechtsſtreit dennoch durch das Civilgericht zu 
entſcheiden iſt, weil die politiſchen Behörden nach 8 88 des Waſſer⸗ 
geſetzes nur zur Entſcheidung über jene ſtreitigen Waſſerangelegenheiten 
berufen find, welche das Waſſergeſetz erwähnt, ein Fall aber, der auf 
den gegenwärtigen Rechtsſtreit paßt, kömmt im Waſſergeſetze nicht vor. 

Das k. k. Oberlandesgericht hat das erfſtrichterliche Beiurtheil 
beſtätigt. Gründe: Der Beklagte beſtreitet das erſtrichterliche Urtheil 
aus dem Grunde, weil die Entſcheidung nicht in den Bereich der rich⸗ 
terlichen Eompetenz, ſondern in jenen der politiſchen Behörde falle. 
Dieſe Einwendung der Incompetenz muß allerdings nach 8 48 J. N. 
von Amtswegen und ohne Rückſicht auf die allfällig verſpätete Ein⸗ 
bringung berückſichtigt werden, für den Fall, als ſie wirklich mit Grund 
erhoben worden wäre. Es handelt ſich aber im vorliegenden Falle nicht 
um Errichtung eines neuen Waſſerwerkes am Eiſakfluß oder einer neuen 
Waſſerleitung aus demſelben, ſondern nur um eine Fortſetzung des bereits 
auf dem Grundſtücke I beſtandenen Grabens auf das Grundſtück II, 
um die Ableitung des Waſſers durch denſelben auf das Reale III, alſo 
nach dem Klagebegehren lediglich um eine Servitutsanmaßung. Aus 
dieſem Grunde und weil der Beklagte ſelbſt geltend machen will, daß 
ihm als Beſitzer des Grundſtückes III die auf dem Reale J laſtende 
Servitut, das Waſſerbenützungsrecht zuſtehe, welches Recht er auf urkund⸗ 
lichen Erwerb und Erſitzung, alſo auf rein privatrechtlichen Titel ſtützt, 
ſtellt fich der ganze Streitgegenſtand lediglich als rein privatrechtlicher 
Natur dar, durch den das öffentliche Intereſſe nicht im geringſten berührt 
wird. Es mußte ſomit auf Grund des Art. II des Landesgeſetzes vom 
28. Auguſt 1870 die Nullitätsbeſchwerde verworfen werden. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 16. Februar 
1875, 3. 893, hierauf die als a. o. Reviſionsanmeldung und Be⸗ 
ſchwerde bezeichnete a. o. Nullitätsbeſchwerde des Beklagten zurück⸗ 
gewieſen. Gründe: Die Beſtimmung des 8 17 des Geſetzes vom 
16. Mai 1874, Nr. 69 R. G. Bl., ſtand der Vorlage dieſer irrig 
als Reviſionsanmeldung bezeichneten a. o. Nullitätsbeſchwerde nicht im 
Wege, denn der vorerwähnte § 17 hat eine Appellation, d. h. ein Be⸗ 
gehren auf Abänderung in höherer Inſtanz, nicht aber jenes auf Auf⸗ 


hebung eines Spruches wegen Nichtigkeit desſelben im Auge, welche, 
wenn ſie, wie im vorliegenden Falle behauptet wird, eine ſolche wäre, 
die zufolge S 48 J. N. in jedem Stadium des Rechtsſtreites die Auf⸗ 
hebung der Verhandlung von Amtswegen zur Folge hätte, mit ſich 
bringt, daß die Nullitätsbeſchwerde nicht vom erſten Richter ſofort 
zurückgeſtellt werden kaun. Es war jedoch dieſe Nichtigkeitsbeſchwerde 
als ungegründet zurückzuweiſen, denn der Grundſatz des $ 3 des Geſetzes 
vom 30. Mai 1869, welcher auch bei Erlaſſung der in das Gebiet 
der Landesgeſetzgebung fallenden Beſtimmungen maßgebend war, daß 
nämlich die den Beſitz ſchützenden Vorſchriften des a. b. G. B. durch 
dieſes Geſetz nicht berührt werden, findet auf den Fall der negatoriſchen 
Servitutsklage inſoſerne Anwendung, als auch fortan die Gerichte zu 
entſcheiden haben, ob der Fall der Anwendung einer auf fremden 
Grund ausgeübten Dienſtbarkeit der Leitung des Waſſers über denſelben 
vorliege. Ger.⸗Ztg. 


Geſetze und Berordnungen. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht. 1828. 


IV. Stück. Ausgeg. am 15. Februar. 


V. Stück. Ausgeg. am 1. März. 

Nr. 7. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 21. Jänner 
1878, 8. 1120, an alle Landeschefs, betreffend den Vorgang bei Regelung der 
Congrua⸗Ergänzungen aus öffentlichen Fonden anläßlich von Veränderungen in der 
Subſtanz des Pfründen⸗ und Stiftungsvermögens. 

Nr. 8. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 7. Februar 
1878, 3. 21.502, an alle Landesſchulbehörden, womit ein Formular zu den Ver⸗ 
zeichniſſen der reprobirten Lehramtscandidaten für Volksſchulen vorgeſchrieben wird. 

VI. Stück. Ausgeg. am 15. März. 

Nr. 9. Geſetz vom 25. October 1877, wirkſam für das Herzogthum Salz⸗ 
burg, womit die 8 6 und 7 des Landesgeſetzes vom 17. Jänner 1870 zur Rege⸗ 
lung der Rechtsverhältniſſe des Lehrerſtandes an den öffentlichen Volksſchulen des 
Herzogthumes Salzburg abgeändert werden. 


Verordnungsblatt für den Dienftbereich des k. k. Ackerbaumini⸗ 
ſteriums. 1878. 
I. Stück. Ausgeg. am 22. Jänner. 
Nr. 1. Verordnung des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 29. December 1877, 
8. 15.066, an ſämmtliche k. k. Forſt⸗ und Domänendirectionen, die Direetion der 
Güter des Bukowinger gr.⸗or. Religionsfonds und an die k. k. Forſtverwaltungen 
in Bohutin, Joachimsthal, Platten und Horit. (Reiſegebühren der Forſtaſſiſtenten 
und Eleven.) 
II. Stück. Ausgeg. am 12. Februar. 
Nr. 2. Verordnung des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 23. Jänner 1878, 
8. 1022, an ſämmtliche politifche Landesbehörden, betreffend die Fahrkoſten und 
Diäten der Forſttechniker bei der politiſchen Verwaltung. 


Verordnungen für die öſterreichiſchen Telegraphen-Aemter. 1878. 
Redigirt im k. k. Handelsminiſterium. 
Nr. 1. Ausgeg. am 1. Februar. 

Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Telegraphen⸗Gebühren und des 
Annahmewerthes der 20 Franes⸗Stücke (Napoleond'or) bei den k. k. Telegraphen⸗ 
Caſſen für den Monat Februar 1878. Z. 1865. 16. Jänner. 

Nr. 2. Ausgeg. am 25. Februar. 

Detto ſür den Monat März. Z. 5141. 16. Februar. 

Nr. 3. Ausgeg. am 27. März. 
Detto für den Monat April. Z. 7898. 16. März. 


Regulirung der Zehrgelder der Telegraphenleitungs⸗Aufſeher. Z. 33.831. 
13. März. 


Beilage zum Telegraphen⸗Verordnungsblatte. 1828. 
Nr. 1. Ausgeg. am 21. Jänner. 
Abänderungen zum allgemeinen Telegraphen⸗Tarife. Z. 36.820. 16. Jänner. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Nr. 2. Ausgeg. am 4. Februar. 
Aenderungen im Stande der inländiſchen Telegraphen⸗Stationen und 
Ergänzung des Liniennetzes. Z. 1866. 18. Jänner. 
Beſchränkung des Depeſchen⸗Beſtelldienſtes bei der k. k. Telegraphen⸗Haupt⸗ 
ſtation in Graz während der Nachtzeit. Z. 38.891. 28. December 1877. 
Nr. 3. Ausgeg. am 25. Februar. 
Abänderungen zum allgemeinen Telegraphen⸗Tarife. Z. 3220. 19. Februar. 
Nr. 4. Ausgeg. am 9. März. 
Aenderungen im Stande der inländiſchen Telegraphen⸗Stationen und 
Ergänzung des Liniennetzes. Z. 2976. 19. Februar. 


Verordnungsblatt für das Aichweſen im Verwaltungsgebiete des 
k. k. Handelsminiſteriums. 
Herausgegeben von der k. k. Normal⸗Aichungscommiſſion. 
Nr. 15. Ausgeg. am 29. Jänner 1878. 

Abdruck von Nr. 8 R. G. Bl. 

Inſtruction, betreffend die im $ 6 der Miniſterial⸗Verordnung vom 
8. Jänner 1878 (R. G. Bl. Nr. 8) vorgeſchriebene Repartition der Reiſekoſten 
im Falle der Vornahme von Amtshandlungen durch Aichamtsbedienſtete an mehreren 


Orten außerhalb des Amtsſitzes. 


Berichtigung zu Nr. 4 des Verordnungsblattes vom 11. März 1875. 
Seite 25, Abſatz: Stempelung. 
Nr. 16. Ausgeg. am 18. Februar 1878. 
Abdruck von Nr. 11 R. G. Bl. 


Inſtruction vom 18. Jänner zur Prüfung und Aichung der Stampfer'⸗ 
ſchen Vifirſtäbe. 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben dem Statthaltereivathfe Franz Urban in Prag 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verli hen. 


Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmann in Königgrätz, Statthalterei⸗ 
rathe Ludwig Frhn. v. Malowetz den Titel und Charakter eines Hofrathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Obergoldſcheider des Hauptmünzamtes, kai. 
Rathe Anton Jaworsky den Titel und Charakter eines Oberbergrathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämterdirector im Miniſterrathspräſidium 
Theodor Peßler taxſrei den Titel und Charakter eines Regierungsrathes und 
dem Hilfsämter⸗Directionsadjuncten ebendaſelbſt Ludwig Pittner den Titel 
und Charakter eines Hilfsämterdirectors verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten im Rechnungsdepartement 
der Salzburger Finanzdirection Franz Fiala den Titel und Charakter eines 
Rechnungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter in Reichenau in Niederöſterreich 
Franz Weiß das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher zu Petrowitz in Böhmen 
Johann Grünwald das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſter des Aeußern hat dem mit Titel und Charakter eines 
Miniſterialſecretärs bekleideten Miniſterialconcipiſten des k. ung. Miniſteriums 
des Innern Bela Saäroſſy⸗Kapeller v. Säros eine im Status des k. u. k. 
1 ige des Aeußern erledigte Hof⸗ und Miniſterial⸗Concipiſtenſtelle 
verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Controlor der nied.⸗öſterr. Landeshauptcaſſe 
Alexander Mußil zum Miniſterial⸗Zahlamte verſetzt und den Zahlmeiſter der 
Wiener Landes⸗Filialcaſſe Moriz Schwabe zum Controlor der nied.⸗öſterr. 
Landeshauptceaſſe ernannt. 

5 Der Handelsminiſter hat dem Poſtrathe extra statum Guſtav Riederer 
Ritter v. Dachsberg die Poſtrathsſtelle im Poſtcommiſſärsbureau des Handels⸗ 
miniſteriums verliehen. 

Der Handelsminiſter hat den Concipiſten der See behörde Natalis Ebner 
v. Ebenthal zum Secretär und den Conceptsadjuncten Paul Ballarini zum 
Concipiſten diefer Behörde ernannt. i 


Erledigungen. 


Bezirkscommiſſärsſtelle bei der n. ö. Statthalterei in der neunten Rangs⸗ 
claſſe, eventuell Statthalterei⸗Concipiſtenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, bis 
28. October. (Amtsbl. Nr. 248.) 

Drei Sanitäts⸗Aſſiſtentenſtellen beim politiſchen Sanitätsdienſt in Nieder⸗ 
öſterreich, mit Adjutum von je 600 fl. oder 500 fl., bis 10. November. (Amts⸗ 
blatt Nr. 248.) 

Zolleinnehmersſtelle beim k. k. Nebenzollamte in Ach mit der eilſten Rangs⸗ 


N 900 Naturalwohnung gegen Caution, bis Ende November. (Amtsblatt 
r. 250. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


